
Am Sonntag, dem 26. 10. 2014
hatten wir, von der Willkom-
mensinitiative Ostheide, ein
Grillfest gefeiert.
Dies diente zur Begrüßung und zum
gegenseitigen Kennenlernen der
Flüchtlinge und Asylsuchenden mit
uns und untereinander. Wir trafen
uns im Kindergarten Barendorf,
haben vom Buffet geschlemmt das
von allen gespendet wurde und sind
nach anfänglichem, vorsichtigem

Beschnuppern trotz des babyloni-
schen Sprachgewirrs gut miteinan-
der ins Gespräch gekommen.
Dieses Gruppenfoto ist auf vielfälti-
gen Wunsch der Flüchtlinge ent-
standen. Es wurden dem Fotografen
von allen Seiten Handys in die Hand
gedrückt und anschließend die
Fotos ausgetauscht. Dies hat uns
sehr gefreut und uns gezeigt, dass
unser Kennlern-Angebot sehr gerne
angenommen wird, aber auch, dass
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R U N D S C H A U
Liebe 
Mitbürger-
innen und
Mitbürger,

die Weihnachts-
geschichte

berichtet von Menschen, die wegen
einer steuerlichen Anordnung von
zu Hause weggehen und deshalb in
einem anderen, weit entfernten
Ort Unterkunft suchen müssen.
Die Suche – so wird erzählt – endet
unerfreulich. Überall werden sie
abgewiesen und müssen schließlich
in einem Stall übernachten.
Später muss die junge Familie auch
noch in ein fremdes Land fliehen,
weil ihrem Kind nach dem Leben
getrachtet wird.
Diese Situation der Flucht (oder
Vertreibung) kennen viele von
Ihnen aus eigener Erfahrung,
einschließlich der Skepsis, mit der
Fremden in der neuen Umgebung
begegnet wird.
Auch an diesem Weihnachten sind
Millionen von Menschen weltweit
auf der Flucht – aus unterschied-
lichen Gründen: kriegerische
Auseinandersetzungen, Bürger-
kriege und politische Verfolgung
lassen Menschen um ihr Leben
fürchten. Und seien wir ehrlich:
Auch wir würden, wenn es bei uns
ähnliche Zustände gäbe, unsere
Heimat verlassen und uns in ein
anderes Land zu retten versuchen.
Einige wenige der Flüchtlinge
haben es bis nach Deutschland
geschafft. Davon sind gut 50
Personen bislang in unserer
Samtgemeinde Ostheide angekom-
men. Heißen wir diese Menschen
herzlich willkommen, begegnen wir
ihnen mit Respekt und lassen wir
uns von der anderen Kultur, die sie
mitbringen, bereichern.
In diesem Sinne wünsche ich
Ihnen und Ihren Familien im

Namen der SPD Ostheide frohe
Weihnachten und einen guten
Start ins Jahr 2015.

Martina Habel
Vorsitzende des SPD-Ortsvereins

Willkommensinitiative

wir alle in einem Boot sitzen und
nicht jeder für sich alleine kämpft.
Wer sind wir? Wir sind eine Grup-
pe von bisher gut 20 Menschen, die
sich zum Ziel gesetzt haben, die
Neuankömmlinge zu unterstützen.
Die aus vielen verschiedenen Län-
dern stammen, u.a. dem Iran, dem
Sudan, der Elfenbeinküste, Serbien
und dem Libanon. Unser Beitrag
reicht von sehr praktischen Tätig-
keiten wie einer Begleitung zum
Arzt, der Hilfestellung bei Behörden-
gängen, dem Ausfüllen und Beant-
worten von Formularen, dem Hin-
weisgeben für die richtigen Anlauf-
stellen, der Erklärung alltäglicher
deutscher Ordnungsstrukturen wie
Mülltrennung, Busfahrpläne, Fahr-
kartenpreise und Tarifzonen, bis hin
zur Vermittlung von Spenden wich-
tiger Alltagsgegenstände wie Klei-
dung, Spielzeug, Haushaltsgeräte
und Ähnliches. Die Bedürfnisse sind
oft sehr unterschiedlich.
Von zentraler Bedeutung für eine
Integration ist der Spracherwerb.
Daher möchten wir auch in diesem
Bereich eine Unterstützung durch
regelmäßigen Unterricht oder eine
Arbeitsgruppe anbieten, in der
Deutsch gesprochen wird und die
täglichen Begriffe gelernt und an-

gewendet werden
können. Hier
fehlen uns bisher
jedoch noch die
dafür geeigneten
Personen, die
diese Arbeit
leisten könnten.
Claudia Schoo

Wenn man bei Wikipedia nach-
schaut, um den Begriff Toleranz
erklärt zu behommen, findet
man folgendes: „Toleranz kommt
aus dem Lateinischen und bedeutet
Duldsamkeit. Es heißt: Achtung vor
der ehrlichen Überzeugung, vor
dem Glauben und dem Gewissen
des anderen zu haben. Es gibt eine
religiöse, eine politische und eine
rassische Toleranz. Sie beruht auf
der Überzeugung, dass alle Men-
schen gleich vor Gott sind. Toleranz
ist die Vorurteilslosigkeit gegenüber
Andersdenkenden, Andersgläubi-
gen, Andersrassigen.“ 
Tolerant sein heißt aber nicht,
allem zuzustimmen, die eigene
Überzeugung aufzugeben oder zu
verleugnen, nur um bei dem ande-
ren nicht anzustoßen oder einen

Vorteil daraus zu ziehen. Toleranz
ist notwendig. Ein Mensch wird in
eine bestimmte Rasse, Religion und
soziale Schicht seines Volkes hinein
geboren. Dies verlangt Achtung vor
der Überzeugung und dem Gewis-
sen des anderen. Es verlangt Selbst-
beherrschung, um dem anderen
ruhig anzuhören, ihn nicht zu belei-
digen, zu verletzen, zu unterdrücken
und gerecht zu behandeln. Ander-
seits ist Toleranz nötig um den
Frieden zu sichern. Menschen
können nur dann in Einigkeit und
Frieden zusammenleben, wenn sie
einander achten trotz aller Verschie-
denheiten der Religion, der Nationa-
lität der weltanschaulichen oder
politischen Überzeugung. Doch
leider ist es nicht immer so, denn
denken ist schwer, darum urteilen
die meisten.
Respekt ist die beste Vorausset-
zung für Toleranz.

Karsten Reich

Toleranz

Falls Sie jemanden wissen, oder selbst Interesse 
an unserer Arbeit haben, senden Sie uns eine kurze eMail an:

Willkommensini-Ostheide@gmx.de
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Aufnahmeeinrichtungen: 11,6 %
Gemeinschaftsunterkunft: 39,8 %
Dezentrale Unterbringung: 48,6 %
In den einzelnen Ländern erfolgt die
Verteilung allerdings unterschied-
lich. So sind in Niedersachsen 80 %
der Personen dezentral unterge-
bracht.
Im ersten Halbjahr 2014 waren
115.737 Erst- und Folgeanträge zu
verzeichnen. Im Vergleichszeitraum
des Vorjahres waren es insgesamt
71.242 Anträge; der Zuwachs betrug
somit 62,5 %. Mehr als ein Drittel

(36,8 %) aller seit Januar 2014
gestellten Erstanträge entfällt auf
die Länder Syrien, Serbien und Erit-
rea. Insgesamt geht das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge für
das Jahr 2014 von etwa 200.000
Erst- und Folgeantragsstellern aus.
Auf Niedersachsen entfällt somit
ein Anteil von rund 20.000 Asylbe-
werber und Flüchtlinge. Für 2015
wird ein weiterer Anstieg um etwa
20 % erwartet.
Brigitte Mertz
Quelle: NLT-Aktuell, Ausgabe 19/2014

Info aus der Samtgemeinde:
Einwohnerzahlen zum 31. 12. 2013:
Samtgemeinde Ostheide 10.355 + 66
Mitgliedsgemeinden:
Barendorf 2.540 +  19
Neetze 2.609 +  10
Reinstorf 1.302 +  19
Thomasburg 1.317 + 7
Vastorf 830 + 7
Wendisch Evern 1.757 + 4

Das Statistische Bundesamt hat
die Empfängerzahlen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz
für das Jahr 2013 veröffentlicht.
Demnach bezogen zum Jahresende
2013 in Deutschland rund 225.000
Personen Regelleistungen nach
dem AsylbLG. Gegenüber dem Vor-
jahr ist dies eine Steigerung um + 36
%. Die Zahl der Leistungsbezieher
erhöhte sich damit seit dem Jahr
2010 zum vierten Mal in Folge.
41 % der Regelleistungsempfänger
kamen aus Asien, 38 % aus Europa
und 17 % aus Afrika. Die asiatischen
Leistungsbezieher besaßen vorwie-
gend eine afghanische, irakische
oder syrische Staatsangehörig-
keit. Von den europäischen Lei-
stungsempfängern war die Mehr-
zahl im Besitz eines serbischen,
kosovarischen oder montene-
grinischen Passes oder eines Pas-
ses der Vorgängerstaaten (Bundes-
republik Jugoslawien bzw. Serbien
und Montenegro).
2013 gab die öffentliche Hand für
Leistungen nach dem AsylbLG rund
1,5 Mrd. Euro brutto aus. Die
Ausgaben sind im Vergleich zum
Vorjahr somit um 38 % gestiegen.
Die Unterbringung erfolgt im
Bundesdurchschnitt wie folgt:

Toleranz lernen 
– eine schwierige Kunst

Toleranz ist eine schwierige
Kunst, ein Balance-Akt zwischen
Zustimmung und Ablehnung.
Ich erlaube oder dulde etwas,
mit dem ich nicht einverstanden
bin. Ich überlege, woran das
liegt. Gibt es grundsätzlich
Unterschiede zwischen dem
anderen und mir? Will ich das
aushalten oder möchte ich es
lieber ändern?
Toleranz ist nicht gleichbedeutend
mit dem Überlaufen zur anderen
Seite, aber mit der Bereitschaft,
wenigstens gedanklich den Stand-
punkt des anderen einzunehmen.
Toleranz fängt im Kopf an. Ich prüfe,
was sich bei mir verändern würde,
wenn ich das annehme, was der
andere mir sagt.
Oder ist das, was ich Toleranz nenne,
in Wahrheit die Unfähigkeit, ein-
deutig Ja oder Nein zu sagen und
fest dazu zu stehen? 
Wer tolerant ist, gibt sich nicht
zufrieden mit seiner bisherigen
Meinung, sondern ist bereit, neue
Tatsachen wahrzunehmen und als
wichtig anzuerkennen. Er ist auch
fähig zur Selbstkritik. . . .
Moderne Menschen sollten Vielfalt
zulassen und Widersprüche aus-
halten. Toleranz verlangt aber, auch
das eigentlich Abgelehnte zu dul-
den. . . .
Wer tolerant ist, kann dabei lernen,
das zunächst nur widerwillig Gedul-
dete auch in seinen Stärken anzu-
erkennen. Dann wird aus der bloß
äußerlichen Erlaubnis-Toleranz
möglicherweise eine Wertschät-
zungs-Toleranz, wobei nach intensi-
ver Auseinandersetzung das einst
Abgelehnte schätzen gelernt wird.
Für moderne Menschen ist es wich-
tig, mit der Zwiespältigkeit leben zu
lernen, was allerdings intolerante
Ideologien am liebsten vermeiden
möchten.

Von Peter Friedrich,
gefunden von Brigitte Mertz
Quelle: Ausblick Ausgabe 98, liegt derzeit
überall aus.

In der Zeit vom 21. bis 26. 10. 2014 waren wieder 47 Jugendliche mit vier Betreuern aus der französi-
schen Partnergemeinde Criquetot L´Esneval zu Gast in der Samtgemeinde Ostheide. Alle Gäste
konnten in Familien untergebracht werden. Höhepunkt war ein Besuch im Reichstag in Berlin. Mit
Ausnahme von Kleinigkeiten konnte die Begegnung problemlos durchgeführt werden. Ein Dank
gebührt den Helfern, insbesondere Fritz Decker, Alexander Labatz, Rolf-Dieter Sohl und Jannis Heilen-
mann, die neben der Verwaltungsmitarbeiterin Sylke Armbrecht die Ausflüge begleitet haben.
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zu Tarifsteigerungen kam. Dies
hatte zur Folge, dass in der Zuschus-
sfinanzierung ein Defizit von mehr
als 15 % entstanden ist. Dieses Defi-
zit setzt auch unser Lüneburger
Theater unter Druck.
In den vergangenen Jahren konnte
das Theater Lüneburg seine Finan-
zierung durch Sparmaßnahmen,
Erhöhung der Eintrittspreise und
Aufbrauchen von Rücklagen noch
sicherstellen. Nun weist der Haus-
halt des Theaters Lüneburg eine
jährliche Lücke von 450.000 Euro
auf.
Gemeinsam mit meiner Landtags-
kollegin Miriam Staudte haben wir
nach vielen Gespräche und Besu-
chen der Intendanten in Hannover
zumindest erreicht, dass der Festbe-
tragszuschuss für alle kommunale
Theater in Niedersachsen um
400.000 Euro erhöht wird. Das ist
nur ein kleiner Schritt, aber er zeigt,
dass die Problemlage unserer kom-
munalen Theater endlich erkannt
wurde. Nun müssen wir diese
Summe erhöhen und verstetigen,

Das Theater Lneburg ist ein
Dreispartentheater mit eigenen
Ensembles für Schauspiel,
Musiktheater und Ballett. Als
Spielstätten dienen das Große
Haus mit 542 Sitzplätzen, das
Studio T.NT mit 99 Sitzplätzen
und das Junge Theater T.3.
Das Theater Lüneburg hat einen
Etat von 7,884 Millionen Euro, von
denen etwa 2,046 Mio. Euro selbst
eingespielt werden. Der Fehlbetrag
wird je zur Hälfte bereitgestellt
durch das Land Niedersachsen
(2,846 Mio. Euro) und die Theater
Lüneburg GmbH, die wiederum von
Hansestadt und Landkreis Lüneburg
( je 1,496 Mio. Euro) getragen wird.
Die Vereine Freundeskreis Theater
Lüneburg e.V. sowie Volksbühne
Lüneburg e.V. fördern das Theater
ebenfalls durch finanzielle und
ideelle Unterstützung. Seit 2012
unterstützen auch die Samt- und
Einheitsgemeinden das Theater bei
ihren Erneuerungs- und Baumaßna-
men mit 1 Euro pro Einwohner im
Jahr.
Neben den für das Theater Lüne-
burg traditionellen Gattungen Ope-

rette, Musical und Revue werden
heute von der Sparte Musiktheater
auch Opern aufgeführt. Die Lüne-
burger Sinfoniker geben außerdem
im Großen Haus Sinfoniekonzerte.
Das Schauspiel zeigt neben Klassi-
kern, Komödie und Weihnachtsmär-
chen auch neuere Dramatik auf der
Großen Bühne und im T.NT. Das
Junge Theater T.3 zeigt aktuelles
Kinder- und Jugendtheater aus allen
Sparten: Kinder- und Jugendstücke
mit dem Schauspielensemble, Kin-
deropern und einmal pro Spielzeit
auch ein Ballett für Kinder.
Damit finden in fast 420 Vorstellun-
gen pro Jahr statt, die von 100.000
Gästen besucht werden. Damit liegt
die Auslastung bei 78 % und nieder-
sachsenweit an der Spitze. Der
durchschnittliche Zuschuss pro
Besucher beträgt 57 Euro.

Mehr zum Spiel-
plan, Karten und
viele Infos unter:
www.theater-
lueneburg.de 

Brigitte Mertz
Quelle: wikipedia

um die kommunalen Theater lang-
fristig wieder auf sichere Beine zu
stellen.
Der Solidarität der Umlandgemein-
den ist es zu verdanken, dass drin-
gende Modernisierungsmaßnah-
men in den letzten Jahren durchge-
führt werden konnten. Sie unter-
stützten in den letzten drei Jahren
mit 1 Euro pro Einwohner ihrer
Samt- oder Einheitsgemeinde jähr-
lich unser Theater. In 2014 waren
dies 88.000 Euro. Auch in 2015 sind
die Gemeinden wieder gefordert;
der Einbau einer Klimaanlage und
die Erneuerung der Bestuhlung im
Großen Haus sind dringend nötig.
Mit EU-Mitteln werden derzeit
Dachsanierungen und energetische
Sanierungen durchgeführt. Auch in
2015 sind Renovierungen in Höhe
von 1,4 Mio. Euro erforderlich. Ob es
dafür wiederum EFRE-Fördermittel
geben wird, ist noch offen. Unser
Theater hat sich in den letzten Jah-
ren nicht nur organisatorisch son-
dern auch inhaltlich weiter ent-
wickelt. So wurden neue Spielorte
und Konzepte entwickelt, neue Ziel-
gruppen gewonnen und der Kinder-
und Jugendtheaterbereich frucht-
barer gemacht. Diese erfolgreiche
Arbeit verdient unser aller Unter-
stützung.
Ich wünsche Ihnen eine besinnliche
Weihnachtszeit und alles Gute für
2015.

Ihre 

Andrea Schröder-Ehlers
MdL Niedersächsischer Landtag

Infos aus der Samtgemeinde:
Theater mit der Volksbühne – inklusive Bustransfer
Die Volksbühne Lüneburg e.V. bietet ihren Mitgliedern einen ausgewo-
genen Spielplan zu einem deutlich vergünstigten Vorstellungsbetrag.
Dazu gibt es Theaterskizzen zum besseren Verständnis der Stücke, einen
Theaterstammtisch und -reisen. Im Spielplan 2014/15 sind dies beispiels-
weise folgende Stücke: Rigoletto, Venedig im Schnee, Faust I, Die Zauber-
flöte, Cabaret, Biografie: Ein Spiel, Neues vom Tage, Romeo und Julia,
Leonce und Lena, Wie im Himmel.
Für Theaterfreunde aus dem Landkreis ist ein Bustransfer zu günsti-
gen Konditionen organisiert. Herr Harald Lutterloh von der Volksbühne
organisiert diese  Busfahrten auch für Besucher aus der Ostheide (dzt.
7,30 Euro/Vorstellung). Der Bus hält beispielsweise an vier Punkten in
Neetze und auch in Thomasburg. Bis vor kurzem fuhr er auch über
Reinstorf und Barendorf, derzeit ist der Bedarf jedoch nicht groß genug.
Er holt die Besucher ab und bringt diese nach der Vorstellung wieder
zurück.
Kontakt zur Volksbühne Lüneburg e. V., Harald Lutterloh,
Nicolaus-Harms-Ring 3, 21407 Deutsch Evern, Telefon 0 41 31/24 97 27,
eMail: volksbuehne-lueneburg@t-online.de

Typisierungsaktion 
in Barendorf

Ursula Wolf aus Vastorf,
Jugendbeauftragte der Samt-
gemeinde Ostheide, war an
Leukämie erkrankt.
Für sie konnte ein Stammzellens-
pender gefunden werden. Sie
kann auf Heilung hoffen.
Das Schicksal von Ursula Wolf
brachte Hans Riechert auf die Idee,
in Barendorf eine Typisierungsak-
tion auf die Beine stellen zu wol-
len. Es fand sich eine Initiativgrup-
pe zusammen. Raymond Cuypers,
Dr. Christopher Scharnhop, Horst
Holtmann, Silke Armbrecht, And-
reas Bahr, Herbert Wulf und Falko
Seidenkranz organisierten alles
gemeinsam mit sage und schreibe
50 weiteren Helferinnen und Hel-
fern. Außerdem übernahm Samt-
gemeindebürgermeister Norbert
Meyer die Schirmherrschaft für die
Aktion.
Rund 200 Menschen kamen und
gaben eine Speichelprobe ab. Die
Daten werden in die Deutsche
Knochenmarkspenderdatei über-
nommen. Dort sind bereits die
Daten von mehr als 4,5 Millionen
Menschen registriert. Eine Datei
der Hoffnung für Menschen,
denen diese schreckliche Diagnose
„Sie haben Leukämie“ gestellt
wird. Die SPD der Ostheide dankt

allen, die zum
Gelingen dieser
großartigen
Aktion beige-
tragen haben.
Siegfried
Kubiak
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„Toleranz ist gut aber nicht
gegenüber den Intoleranten“

(Wilhelm Busch)

Liebe 
Bürgerinnen 
und Bürger,
unser Theater ist
in der Lünebur-
ger Kulturszene
nicht wegzuden-

ken und hat Strahlkraft bis weit in
die Nachbarkreise. Es bietet qualita-
tiv hochwertigen und vielseitigen
Kulturgenuss und trägt erheblich
zur Attraktivität unserer Region bei.
Daher ist es mir wichtig, eine wirt-
schaftliche Schieflage des Theaters
zu verhindern.
Die kommunalen Theater schließen
dieser Tage neue Zuschussverträge
mit dem Land ab. Darin werden die
bisherigen Zuschüsse fortgeschrie-
ben. Zusätzlich erklärt sich die Lan-
desregierung bereit, auch etwaige
Tarifsteigerungen anteilsmäßig zu
übernehmen.
In den Jahren 2005 bis 2011 wurden
von der Schwarz-Gelben-Landesre-
gierung die Zuschüsse für kommu-
nale Theater eingefroren, obwohl es

Andrea Schröder-Ehlers aus dem Landtag:

Theater Lüneburg 
auf sichere Beine stellen

Hintergrundinformationen 
zum Theater Lüneburg
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sen radioaktive Stoffe, die sich im
Lagerstättenwasser befinden, auf-
wendig entsorgt werden. Es könne
deshalb zu Methangas-Emissionen
und langfristigen Gesundheitsschä-
den führen. Kurz: Das verbriefte
Wohl und die Unversehrtheit der
Menschen bleiben wieder mal auf
der Strecke. Statt kommerzielles
Fracking strikt abzulehnen, wird es
durch die Hintertür eingeführt.
Nach dem nun vorliegenden
Gesetzentwurf bleibt nicht mehr
viel von den Beteuerungen der
Umweltministerin. Nun bestätigt
sich schwarz auf weiß, dass die Bun-
desregierung den Kniefall vor der
Fracking Lobby anstrebt. Unsere
Bundestagsabgeordneten Pols und
Lotze haben uns viel zu erklären.
Hier werden auch keine Rechtferti-
gungen ausreichen, hier zählen nur
begründete Fakten.

Denn die Claims
vom Exxon und
Co. sind auch im
Landkreis
Lüneburg längst
abgesteckt.
Karsten Reich

Braucht dieses Land Schiefer-
gas? Energiewirtschaftlich nicht,
denn Gas lässt sich auch anders,
leichter fördern.
Auch klimapolitisch braucht dieses
Land kein Schiefergas, weil dadurch
noch mehr Kohlenwasserstoffe in
die Atmosphäre gelangen. Außer-
dem sind die Vorkommen hierzulan-
de viel zu gering, um eine volkswirt-
schaftliche Bedeutung zu haben.
Nutznießer dieser Fördertechnik
sind alleine die großen Energiekon-
zerne und das auch nur für einige
wenige Jahre. Auf der Strecke blei-
ben der Mensch und die Umwelt,
mit allem was dazu gehört.
Der neue Gesetzentwurf der Bun-
desregierung ist zwar sehr eng
gefasst und erschwert den Firmen
die Fördermethode. Trotzdem bein-
haltet er eine Sonderregelung, um
das ungeliebte Fracking zuzulassen.
Kritiker fürchten, dass Fracking Erd-
beben auslösen könnte, und Wis-
senschaftler warnen davor, weil die
bei der Fördermethode eingesetz-
ten Chlorwasserstoffsäuren und
Methanole das Grundwasser ver-
seuchen könnten. Außerdem müs-

wirtschaftet, die den Bürgerinnen
und Bürgern innerhalb von drei Jah-
ren zurückzuzahlen sind. Diese
Überschüsse sind nach drei Jahren
nun aufgebraucht. Die vom Kämme-
rer der Samtgemeinde Ostheide
erstellte und vom Samtgemeinderat
beschlossene Gebührenkalkulation,
in der alle Einnahmen und Ausga-
ben für den Bereich des Abwassers
gegenübergestellt werden, weist
nun ab dem 1. 1. 2015 eine Abwasser-
gebühr von 2,45 €/cbm aus.
Abwassergebührenentwicklung:

1. 1. 1999 2,25 €/cbm
1. 1. 2002 2,00 €/cbm
1. 1. 2005 2,33 €/cbm
1. 1. 2012 2,10 €/cbm
1. 1. 2015 2,45 €/cbm

Abwassergebühren 
werden angepasst

Die Gebühr steigt um 35 Cent je
Kubikmeter.
Die Abwassergebühren stellen
innerhalbe des Gesamthaushaltes
der Samtgemeinde Ostheide eine
eigene gebührenrechnende Einrich-
tung dar. Das bedeutet, die Samt-
gemeine darf im Bereich der Abwas-
sergebühren weder Gewinne noch
Verluste machen! Dies ist der
Grund, warum die Samtgemeinde
Ostheide vor drei Jahren, zum 1. 1.
2012, die Abwassergebühr von 2,33 €
auf 2,10 € gesenkt hat. Denn in den
Vorjahren wurden im Abwasser-
gebührenhaushalt Überschüsse er-

Forum für eine neue Energie und Umweltpolitik:

Fracking kommt
durch die Hintertür

„Was lange währt, wird endlich
gut!“ – unter diesem Motto kön-
nen die langwierigen Beratun-
gen zum Dörferbus gesehen
werden. Endlich hat nun auch
die Gemeinde Barendorf der
einjährigen Testphase für den
Dörferbus und dem geforderten
Konzept zugestimmt.
Bereits im Juni 2013 stellte die
Gruppe SPD/Grüne den Antrag, die
Mobilität innerhalb der Samt-
gemeinde Ostheide durch einen
Dörferbus zu verbessern. Eine
Arbeitsgruppe hatte die Ausgestal-
tung, einen möglichen Bedarf, Ziele
und Hindernisse thematisiert. Die
Samtgemeindeverwaltung startete
eine Bedarfsabfrage im Heidekurier,
die jedoch keine repräsentativen
Ergebnisse erbrachte. Der Fach-
ausschuss empfahl daraufhin, die
Mitgliedsgemeinden Barendorf,
Neetze, Reinstorf, Thomasburg,
Vastorf und Wendisch Evern zu
bitten, diese Aufgabe für eine
Testphase von einem Jahr der Samt-
gemeinde zu übertragen. Die
Gemeinde Barendorf forderte erst
ein Konzept für die Testphase, um
nun endlich – nach 1 1/2 Jahren – der
Übertragung zuzustimmen.
Nun wird der Dörferbus Ende
Januar unter folgenden Beförde-
rungskriterien starten:
± Abruf-Fahrt: zweimal wöchent-

lich (montags und donnerstags)
werden Fahrziele innerhalb der
Samtgemeinde angesteuert.
Sie rufen den diensthabenden
Fahrer an und melden ihren
Fahrwunsch. Die Wünsche

werden gebündelt und die
Fahrten organisiert.

± Ämterfahrt: einmal dienstags
im Monat wird eine Fahrt über
alle Hauptorte nach Barendorf
zum Rathaus und zur Sparkasse
angeboten.

± Interessierte Fahrgäste
müssen sich vor der ersten Fahrt
einmalig bei der Samtgemeinde
registrieren und erhalten einen
Fahrausweis.0

± Folgender Personenkreis darf
den Dörferbus in Anspruch
nehmen:
■ Personen, die aufgrund ihres

körperlichen, geistigen oder
seelischen Zustands auf die
Hilfe anderer angewiesen sind.

■ Personen, deren Einkommen
nicht höher als das Vierfache
des Regelsatzes der Sozialhilfe
ist.

■ Personen, die unter das
Asylbewerberleistungsgesetz
fallen.

± Der Fahrdienst wird mit dem
samtgemeindeeigenen VW-Bus
durchgeführt.

± Die Fahrten sind kostenlos.
± Ehrenamtliche Fahrer steuern

den Dörferbus.

Der Dörferbus hat nun ein Jahr Zeit,
sich zu etablieren. Entsprechende
Flyer und Werbung werden ab Mitte
Januar überall in der Samtgemeinde
ausliegen. Bitte scheuen sie sich
nicht, diesen Service der Samt-
gemeinde anzunehmen.

Brigitte Mertz

Dörferbus kann endlich starten

Fahrer gesucht
Die Samtgemeindeverwaltung sucht noch weitere Fahrer für den
Dörferbus. Dafür ist ein Führerschein der Klasse B (alt: Klasse 3)
ausreichend. Ein Personenbeförderungsschein ist nicht not-
wendig. Entsprechende Schulungen und Fahrerbesprechungen
werden angeboten.
Wenn Sie Lust und Zeit haben, regelmäßig oder auch nur
gelegentlich ehrenamtlich den Dörferbus zu steuern, melden Sie
sich bitte bei Ordnungsamtsleiter Dennis Neumann 
± Tel.: 04137/80 08 30
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Von drei wichti-
gen Ereignissen
aus den letzten
Wochen möchte
ich Ihnen heute
berichten:
Am 7. November

hatte ich den netzpolitischen Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion
Lars Klingbeil zu Gast. Gemeinsam
mit Christian Heise vom Zentrum
für digitale Kultur der Leuphana-
Universität Lüneburg und der Bau-
dezernentin des Landkreises
Lüchow-Dannenberg Maria Schaaf
diskutierten wir mit mehr als 50
interessierten Bürgerinnen und
Bürgern in Lüchow über die digitale
Agenda der Bundesregierung und
das SPD-Programm DigitalLeben.
Lars Klingbeil machte deutlich:
Netzpolitik ist auch Gesellschafts-
politik, denn heute ist kein Lebens-
bereich mehr ohne das Internet
denkbar. Die Herausforderungen
bestehen zum einen darin, allen
Bürgerinnen und Bürgern den
Zugang zum Internet zu ermög-
lichen und den Breitbandausbau
auch in ländlichen Regionen voran-
zutreiben. Zum anderen geht es uns
um digitale Bildung. Denn mit den
Chancen einer freien Kommunikati-
on und der Nutzung der vielfältigen
Angebote im Internet muss einher-
gehen, dass jede und jeder kritisch
und selbstverantwortlich mit dem

Internet, mit seinen persönlichen
Daten und der Datensicherheit
umgehen kann. Und das Internet
darf kein rechtloser Raum sein!
Am 13. November haben wir im Bun-
destag eine konkrete Maßnahme
für mehr Chancen-gleichheit verab-
schiedet: die 25. BAföG-Novelle.
Mit ihr verbessert sich die Situation
von Auszubildenden und Studieren-
den ab dem 1. August 2016. Die
Bedarfssätze und die Wohnkosten-
und Sozialpauschalen werden ange-
hoben. Davon Über 100.000 junge
Erwachsene zusätzlich werden von
der Förderung profitieren. Auch
strukturell nimmt die BAföG-
Reform wichtige Änderungen vor.
Die Förderlücke zwischen Bachelor-
und Masterstudium wird endlich
geschlossen und bürokratische Hür-
den insgesamt abgebaut. Die Onli-
ne-Antragsstellung, die ab 2016
bundesweit möglich sein soll,
erleichtert und beschleunigt die
Beantragung der Förderung.
Ich weiß aus eigener Erfahrung, wie
wichtig ein verlässliches, gut ausge-
stattetes System wie das BAföG ist.
Der Besuch des Abendgymnasiums
in Hamburg, wo ich im Erwachse-
nenalter das Abitur nachgeholt
habe, und das anschließende Studi-
um wären ohne staatliche Unter-

Grüße aus der Hauptstadt. Info aus der Samtgemeinde:

Was ist
Tagespflege? 

Wer 
hat Anspruch 

darauf?
Die Tagespflege ist ein von
den Pflegekassen anerkann-
tes Angebot für ältere Men-
schen, die zuhause leben und
von Angehörigen betreut/
gepflegt werden.
Die Tagespflege kann zusätzlich
zum Pflegegeld in Anspruch
genommen werden. Beispiels-
weise steht Menschen mit Pfle-
gestufe I ein Tag pro Woche
Tagespflege kostenlos zu. Bei
höherer Pflegestufe sind es meh-
rere Tage. Natürlich kann man
auch mehr Tage in Anspruch
nehmen und die Kosten dafür,
die überraschend niedrig sind,
selbst tragen.
So erhalten pflegende Angehöri-
ge Unterstützung und Beratung
und erfahren eine erhebliche
Entlastung im Alltag. Sie können
ihren Alltag bewältigen, in dem
Wissen, dass die zu betreuende
Person in Sicherheit und gut
betreut ist.

Brigitte Merz

stützung nicht möglich gewesen.
Gute Ausbildung darf nicht vom
Geldbeutel der Eltern abhängen –
das ist mein Ansporn, das BAföG
immer weiterzuentwickeln.
Übrigens: Ab 1. Januar 2015 über-
nimmt der Bund alle Kosten der
BAföG-Leistungen. So werden die
Länder dauerhaft um 1,17 Mrd. Euro
jährlich entlastet und können dieses
Geld in Kitas, Schulen oder Hoch-
schulen investieren. Damit wird die
Bildungsfinanzierung auch in den
Landkreisen Lüneburg und Lüchow-
Dannenberg nachhaltig gestärkt.
Apropos Bildung: Am 21. November
habe ich am „Bundesweiten Vorlese-
tag“ teilgenommen und im Wunder-
land in Dannenberg sowie bei den
Rasselrüben in Lüneburg vorgelesen.
Ich freue mich schon auf den näch-
sten bundesweiten Vorlesetag am
20. November 2015 – vielleicht an
einer Grundschule in der Ostheide? 
Beim Vorlesen muss es aber nicht
bleiben. Ich stehe auch für Einladun-
gen in Ihren Verein oder Ihre Organi-
sation in der Ostheide gerne zur Ver-
fügung. Sei es zu einem speziellen
Thema oder für einen „Bericht aus
Berlin“. Für Terminanfragen wenden
Sie sich gerne an mein Wahl-
kreisbüro unter Tel. 04131/60 69 704
oder hiltrud.lotze@bundestag.dew w w. h i l t r u d . l o t z e . d e
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Plädoyer für eine post-
Wachstumsgesellschaft.
Fast einhundert Jahre wurde
geglaubt, dass das einzig funktionie-
rende Wirtschaftssystem der wachs-
tumsorientierte Kapitalismus sei.
Das war noch zu Zeiten des Kommu-
nismus, der Teilung Deutschlands, in
der die Welt noch nicht vollständig
globalisiert war. Heute leben wir in
einer völlig neu strukturierten Welt.
Spätestens seit der Finanzkrise 2008
scheint diese These mehr als frag-
lich. So vertreten die meisten Volks-
wirte die Meinung, dass die freie
Marktwirtschaft nach heutigem
Muster nicht mehr funktioniert, da
die gesellschaftlichen Bedingungen
andere geworden sind. Was sind die
Symptome dieser Veränderungen
und wo gibt es Lösungsansätze sie
zu bewältigen?

Als sich ab September 2008 im
Finanzsystem Panik ausbreitete,
haben die Staats- und Regierung-
schefs weltweit gegenüber der
Bevölkerung beteuert, dass so etwas
nie wieder vorkommen würde. Sie
verurteilten die „Ära der Verantwor-
tungslosigkeit“ hart und verspra-
chen neue Regulierungsmaßnah-
men, um die „Exzesse, die zur Krise
geführt hatten“, zu zügeln. Es hieß,
eine Rückkehr zu hochriskanten
Bankengeschäften werde man nicht
zulassen, denn eine Krise solchen
Ausmaßes „dürfe es nie wieder
geben“. Es war jedem klar, dass ein
Zusammenbruch des Finanzsy-
stems zu einer weltweiten „Großen
Depression“ führen würde, so mus-
sten durch massive staatliche Ein-
griffe und Rettungsmaßnahmen
einzelne Finanzinstitute vor dem
Absturz bewahrt werden.

Seit der großen Aufregung ist es still
geworden um die Finanzinstitute,
und zwar sehr still. In der Zwi-
schenzeit ist die Depression mit
einer Rezession eingetreten, die
dem Wirtschaftswachstum in Euro-
pa und in anderen Teilen der Welt
ein abruptes Ende beschert. Es wird
auf allen Ebenen kaum investiert,

denn Bankenrettungen und Rezes-
sion haben die Staatsschulden in
ganz Europa drastisch ansteigen
lassen, Mangel an Investitionen
wiederum führt zur weiteren Rezes-
sion und zum Abbau von Arbeits-
plätzen, also ein Teufelskreis aus
dem wir mit den üblichen Regulie-
rungsversprechen nicht herauskom-
men werden.
Was tun? Was muss geschehen, um
die grundlegenden Probleme zu
lösen und Staaten, Wirtschaft und
Gesellschaft vor einer neuen Finanz-
krise und deren bereits eingetrete-
nen Folgen zu schützen? 
So unterschiedlich wie sie auch sind,
allein die Vielzahl der Lösungsansät-
ze aus unterschiedlichsten Interes-
sengruppen zeigt, dass ein allge-
meiner Konsens darüber besteht,
dass wir dringend Erneuerungen
brauchen und dass die Instrumente
des klassischen Marktes nicht mehr
die Probleme unserer Zeit lösen kön-
nen. Zu diesen Instrumenten gehört
vor allem die Strategie des WACHS-
TUMS. Unbegrenztes Wachstum auf
Kosten sozialer Gerechtigkeit und
ökologischer Nachhaltigkeit scheint
eine endliche Geschichte zu sein
und ist sogar die Ursache und nicht
die Lösung vieler Probleme, denn es
führt zu höheren Schulden, zur
exzessiven Produktion, zu immer
billiger, immer mehr, immer über-
flüssigeren Produkten. Deshalb for-
dern viele Wirtschaftsexperten eine
Abkehr von Wachstumsstrategien,
um anders zu wirtschaften, besser
zu leben und weniger zu verbrau-
chen. Natürlich zeigen sie auch
Schritte wie und warum dies
geschehen soll, hier eine Auswahl
der Argumente:

± Der heutige „monetäre Genera-
tionenvertrag der Alterssiche-
rung“ muss mit einem nicht-
monetären, sozialen Generatio-
nenvertrag ersetzt werden.

± Das Gesundheitswesen, das
heute zu den wenigen Wachs-
tumsmärkten gehört, muss von
einem Eigenverantwortungs-
system zu einem kosteneffizien-
ten Solidarsystem transformiert
werden.

± Reichtum jenseits von Ressour-
cenverschwendung, sie soll
nicht nur als berufliche Bildung
sondern auch als Wissen zu
einer höheren Lebensqualität
führen.

± Die Wirtschaftspolitik muss den
schrumpfenden Industrie- und
wachsenden Dienstleistungs-
sektor ernst nehmen und neue
Arbeitssektoren entwickeln.

± Spätestens wenn die Ressourcen
überschaubar werden, wird
die Frage nach einer gerechten
Verteilung überlebenswichtig.
Also, höchste Zeit für neue
Umgangsformen mit Res-
sourcen.

± Die Grundlage jeglicher Wachs-
tumspolitik ist unser exzessives
Konsumverhalten. Dies auf Ko-
sten von immer mehr Ressour-
cenverschwendung, unmenschli-
cher Arbeitsbedingungen und
Ausbeutung der Umwelt. Weni-
ger konsumieren schafft eine
gesunde Balance zwischen
Nachfrage und Angebot.

± Auch unsere Steuerpolitik
stammt aus einer Zeit der natio-
nalen Regulierung. Es ist zu
fragen, wie dies in einem globa-
lisierten Markt noch effektiv ist

und welche die Wege zu einer
gesunden Beteiligung sind.

So vielfältig die Überlegungen auch
sind, in ihrer Summe zeigen sie eine
breite gesellschaftliche Bewegung,
die sehr wohl die Zeichen der Zeit
erkennt und Verantwortung über-
nehmen will. Denn die Folgen des
ungehemmten Wachstums- und
Konsumglaubens sind längst im All-
tag zu spüren. Allen voran die
Arbeitslosenquoten, die in der
Europäischen Union in 2014 zwi-
schen 24 (Spanien) und 5 Prozent
(Deutschland) liegen; alarmierend
ist, dass in Südeuropa die Jugendar-
beitslosigkeit bereits 53,7% erreicht
hat und dies ohne Hoffnung auf
eine Verbesserung in absehbarer
Zeit. Jeder von uns weiß, wie eng wir
mit deren Schicksal verbunden sind,
denn die Europäische Union ist
längst nicht mehr eine Ansamm-
lung von Nationalstaaten und Inter-
essen, sondern eine einheitliche
Wirtschaftsregion in einer globali-
sierten Welt.
Ein weiterer Brennpunkt ist das
Flüchtlingsproblem. Auch dieses ist
das Ergebnis einer wachstums- und
konsumorientierten Gesellschaft.
Denn, Ressourcenmangel und Bil-
dungsmangel führen zu Kriegen
und diese zu Perspektivlosigkeit.
Zugegeben, als einzelner Bürger ist
es schwer systemimmanente Pro-
bleme zu lösen. Allerdings, sich zu
informieren und die Gründe zu ver-
stehen, bringt uns schon einen
großen Schritt Richtung einer bes-
seren Zukunft, denn Demokratie
und Partizipation schaffen Transpa-
renz, während Abschottung und
Desinformation die Lage nur noch
verschlimmern.
Weihnachten ist die Zeit sich zu
besinnen, sich auf das Wesentliche
und auf das Lebenswerte zu kon-
zentrieren. Es ist ein wunderbarer
Zeitpunkt sich zu fragen: leben wir

schon oder
konsumieren
wir noch?

Eine besinnliche
Weihnachtzeit
wünscht

Burkhard Bisanz

Lebst Du schon oder kaufst Du noch?
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In unserer letzten Ausgabe der
Ostheiderundschau wurde über
die geplanten Freihandelsab-
kommen berichtet und die
Furcht der SPD Ostheide vor
möglichen Einschränkungen der
kommunalen Selbstverwaltung.

Nun hat der Samtgemeinderat in
seiner jüngsten Sitzung auf Antrag
der Gruppe SPD/Grüne eine Resolu-
tion gegen die geplanten Freihan-
delsabkommen CETA, TTIP und TISA
beschlossen:

„Der Samtgemeinderat beobachtet
mit großer Sorge die aktuellen Mel-
dungen über die derzeit von der EU-
Kommission geführten Verhandlun-
gen bezogen auf ein Transatlanti-
sches Freihandelsabkommen (TTIP)
mit den USA, ein Handelsabkom-
men (CETA) mit Kanada und ein
multilaterales Dienstleistungsab-
kommen (TiSA).

Alle Anzeichen deuten darauf hin,
dass diese Verhandlungen negative
Auswirkungen für das kommunale
Handeln in verschiedenen Berei-
chen z.B. bei  
± der öffentlichen Auftrags-

vergabe,
± der Gestaltung der regionalen

Energieversorgung,
± dem kommunalen

Umweltschutz,
± der Förderung und

Unterstützung der Kultur
(z.B. Theater),

± der Erwachsenenbildung
(z.B. VHS) 

± wie auch für die Tarifgestaltung
und die Arbeitsbedingungen für
Beschäftigte der Samtgemeinde
nach sich ziehen würden.

Die Samtgemeinde fordert vor die-
sem Hintergrund, dass 
1. die aktuellen Verhandlungen

mit Transparenz und
Öffentlichkeit zu führen
sind,

2. keinerlei Eingriffe in die
kommunale Selbst-
verwaltung der Städte und
Gemeinden vorgenommen
werden,

3. die kommunale Daseins-
vorsorge sowie Kultur und
Bildung nicht Gegenstand
der Verhandlungen sein
dürfen,

4. der sogenannte Investoren-
schutz mit Klagemöglich-
keiten vor nicht staatlichen
Schiedsgerichten, der
auch zu Ungunsten der
Kommunen möglich wäre,
verhindert wird und

5. den Abkommen CETA, TTIP
und TiSA nicht zugestimmt
wird, solange die vor-
stehenden Punkte nicht
erfüllt wurden.“ 

Mit diesen Forderungen steht die
Samtgemeinde Ostheide nicht
allein da. Auch der Deutsche Städte-
tag, der Deutsche Landkreistag und
der Deutsche Städte- und Gemein-
debund haben ähnliche Beschlüsse
gefasst. Der Verband kommunaler
Unternehmen hat im Oktober ein
„Gemeinsames Positionspapier zu
internationalen Handelsabkommen
und kommunalen Dienstleistun-
gen“ verabschiedet, dem sich die
Samtgemeinde ausdrücklich ansch-
ließt.

Norbert Meyer, Bürgermeister un-
serer Samtgemeinde, wird diese

Ablehnung nun z.B. in den Nieder-
sächsischen Städte- und Gemeinde-
bund und den Niedersächsischen
Städtetag einbringen. Auch die
Abgeordneten des Bundestages und
des Europäischen Parlamentes
werden aufgefordert, diesen Frei-

handelsabkommen nicht zuzu-
stimmen, solange nicht gesichert
ist, dass europäische Sozial-und
Umweltstandards eingehalten
werden sowie die kommunale
Daseinsvorsorge und Selbstver-
waltung uneingeschränkt gesichert
bleiben.

Hoffentlich hat unser Engagement
und das Engagement so vieler
anderer Erfolg und solch undemo-

kratisch verhan-
delte Abkommen
werden niemals
unterzeichnet.

Martina Habel

Anna aus Barendorf freute sich
über ihren Preis, das Lernpaket
„Strom mit Solarenergie“ des
Franzis-Verlags. Sie hatte beim
Quiz am Informationsstand der
Ersten Barendorfer Bürgersolar-
anlage GbR alle drei Quiz-Fragen
richtig beantwortet. Damit kann sie
nun mit 22 Bauteilen in 30 Experi-
menten die Grundlagen der Photo-
voltaik kennen lernen.
Die Erste Barendorfer Bürger-
solaranlage GbR betreibt auf dem
Schuldach in Barendorf eine Photo-
voltaik-Anlage mit 11 kWp (Kilowatt-

peak). Ihr gehören 79 Bürgerinnen
und Bürger aus Barendorf und
Umgebung als Gesellschafter an.
Auf dem Bauernmarkt in Barendorf
warb sie an einem Informations-
stand für alternative Energien. In
diesem Jahr mit dem Schwerpunkt
auf Energieeinsparung im Haushalt.
Die Informationsschriften dazu
wurden gerne mitgenommen.
Für Nachfragen:
Siegfried Kubiak, Geschäftsführer
Immenkorb 26, 21397 Barendorf
Telefon: 04137/81 09 60
eMail: ebadosolar@t-online.de

Freihandelsabkommen 
gefährden kommunale 
Handlungsspielräume

Erste Barendorfer Bürgersolaranlage (GbR):

Kinderquiz auf dem Bauernmarkt
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„Ignorieren ist keine Toleranz“
(Teodor Fontane)

Die Politiker 
im Dorf.

Die Leute kennen die Öffnungs-
zeiten ihres Arztes oder ihres
Friseurs, aber sobald es um
politische Dinge geht, wissen sie
nicht, wer ihr Ansprechpartner
ist.
Alle wissen: Wenn ich krank bin,
gehe ich zum Arzt. Wenn ich eine
Frisur brauche, zum Friseur. Aber
wenn mir etwas stinkt, gehe ich mal
zu einem Politiker – daran denkt
keiner.
Deshalb bitte ich Sie liebe, Leser-
innen und Leser, kommen Sie in die
Ausschuss- und Ratssitzungen der
Gemeinde und Samtgemeinde.
Berichten Sie dort, was Ihnen auf
der Zunge brennt. Machen Sie ihrem
Herzen Luft. Nehmen Sie aktiv teil
an der Gestaltung unserer Gemein-
de und Samtgemeinde. Berichten
Sie von Dingen, die Ihnen auf die
Nerven gehen oder auch Freude
machen. Geben Sie Tipps und Rat-
schläge. Sie dürfen ihre Volksvertre-
ter auch loben. Nehmen Sie Ihr
demokratisches Recht in Anspruch,
Defizite aufzuzeigen oder die positi-
ven Ergebnisse in der Samtgemein-
de und Gemeinde darzustellen,
denn auch das gibt den Ratskolle-
gen die Kraft und den Mut, neue
Dinge anzupacken, die unsere Samt-
gemeinde und Gemeinde weiter
voranbringen und die Lebensfreude
und das Glück der Menschen
erhöhen. Denn das Glück der Men-
schen definiert sich nicht aus den
Produkten der Haushalte unserer
Gemeinde und Samtgemeinde,
sondern vielmehr aus der Summe
aller Faktoren, die unser Leben auf
dem Dorf verbessern.
Ich verspreche Ihnen, Ihre An-
liegen, Anregungen und Beden-
ken werden ernst genommen!
Die Politiker im Dorf beißen
nicht, sie kümmern sich.

Karsten Reich

Die beiden Vorsitzenden der
SPD-Bezirke Nord-Niedersach-
sen und Hannover, Petra Tie-
mann und Stefan Schostok,
luden kürzlich zur Fachtagung
nach Bad Schwarmstedt ein, um
öffentlich die in einer Arbeits-
gruppe entwickelten Ideen für
den ländlichen Raum vorzustel-
len und zu diskutieren.
Eine breite Palette an Gästen war
der Einladung gefolgt: Landjugend
und Bauern, Bürgermeister ländli-
cher Regionen, Kulturvereine, Hand-
werk, Feuerwehr und Bürgerbusver-
ein. Es gab wichtige, konstruktive
Diskussionsbeiträge, deren Ergeb-
nisse nun eingearbeitet werden.
Die Fachtagung war ein sehr wichti-
ger Schritt für die positive Entwick-
lung des ländlichen Lebensraums.
Die Mehrheit der Bevölkerung in
Niedersachsen lebt auf dem Lande,
somit ist klar, dass eine sozial und
ökonomisch ausgewogene Politik
ihren Blick auf den ländlichen Raum
fokussieren muss.
Leider wurde dies in den letzten
zwei Legislaturperioden stark ver-
nachlässigt. Umso dringender ist es
jetzt eine handfeste regionale
Strukturpolitik zu schaffen, die den
städtischen Raum nicht als Konkur-
renz sondern als Ergänzung zu dem
ländlichen sieht. Auch die Städte
sind mehr vom Umland abhängig,
als es so mancher glaubt.
Vor allem wurde um die Themen
wie Mobilität, Bildung und Betreu-
ung, Infrastruktur und Daseinsvor-
sorge – und  immer um die Stärkung
des Zusammenhalts, der das Leben
auf dem Land ausmacht, diskutiert.
Der Maßstab für die Entwicklung
von Maßnahmen ist, gleiche Chan-
cen für alle zu schaffen.
Was aber heißt das konkret?
Das freie Spiel der Kräfte des libera-
lisierten Marktes wird immer dahin

führen, dass städtische Strukturen
profitieren und bevorteilt werden,
weil dort bereits Infrastrukturen
und mehr Kunden vorhanden sind.
In den letzten Jahren hatten wir lei-
der Förderbedingungen, die genau
diese Entwicklung förderten, indem
sie die Starken unterstützten. Es
wurde zu wenig berücksichtigt, dass
gerade ländliche Gemeinden große
Schwierigkeiten hatten, infrastruk-
turelle Maßnahmen zu initiieren
und deshalb oft von der Substanz
lebten.
Speziell für die Gemeinde Reinstorf
bedeutet das: weil wir ländlich
strukturiert sind, mit wenig Einwoh-
nerInnen auf großer Fläche, mit
einer funktionierenden Landwirt-
schaft, ohne große Gewerbeansied-
lungen und ohne grundzentrale
Funktionen können wir uns als
Gemeinde z.B. nicht den erforderli-
chen Breitbandausbau für schnelles
Internet leisten. Auch nicht anteilig,
weshalb wir auch keine Förderung
erhalten, was doppelt gemein ist.
Das Gebot aus unserer Verfassung
lautet, gleichwertige Lebensverhält-
nisse im ganzen Land zu schaffen.
Dabei geht es nicht darum, überall
alles vorzuhalten, aber eben darum,
dass alle alles erreichen können.

Deshalb sind vor allem Mobilität
und heutzutage schnelles Internet
entscheidende Faktoren im ländli-
chen Raum, um an wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklun-
gen teilzuhaben.
Darin sah auch die Fachtagung eine
neue Chance für den ländlichen
Raum. Viele Ideen und Vorschläge
wurden berücksichtigt. Zum Bei-
spiel Konzepte für eine bessere Kin-
derbetreuung auf dem Lande, für
hiesige kleine und mittlere Unter-
nehmen, Verbesserung der Lei-
stungsfähigkeit des Internets. Auch
langfristig angelegte Projekte wur-
den präsentiert, wie ein kostenloser
öffentlicher Personennahverkehr
und ein Verzicht auf europaweite
Ausschreibungen von Bürgerbusli-
nien auf dem Lande, regionale Pro-
duktions- und Vermarktungsketten
in einer bäuerlichen Landwirtschaft
und gemeinschaftliche oder genos-
senschaftliche Dorfläden.
Für die Gemeinde Reinstorf wollen
wir das von Bund und Land ab 2016
finanziell unterstützte Programm
„Soziales Land“ nutzen, das das Ziel
hat, die Weiterentwicklung und den
Erhalt ländlicher Lebensräume zu
fördern.

Burkhard Bisanz

Politische Gestaltung 
für den ländlichen Raum.

Die SPD sammelt Ideen für die Stärkung der ländlichen Räume.
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Die SPD Ostheide konnte auch in diesem
Jahr langjährige Mitglieder für ihre Treue
und ihr Engagement ehren.
Die SPD-Landtagsabgeordnete Andrea Schröder-
Ehlers überreichte die Urkunden für 10, 25 und 40
Jahre Mitgliedschaft. Für einen netten musikali-
schen Rahmen sorgten Claus Cajon und die
Couch Potatoes – eine wirklich empfehlenswerte
Band. Die Vorsitzende, Martina Habel, nutzte die
Gelegenheit und bedankte sich bei allen Vor-
standsmitgliedern für ihr Engagement und die
gute Zusammenarbeit im zurückliegenden Jahr.
Geehrt wurden für 10 Jahre Mitgliedschaft:
Wolfram Puffahrt und Brigitte Mertz, für 25 Jahre
Mitgliedschaft Ulrich Sander, Wolfgang Seitz und
Martina Habel, sowie für 40 Jahre Mitgliedschaft
Heinz Schumacher, Franz Wilhelm Halbensleben
und Helmut Pleuss.

Martina Habel
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Für den musikalischen Rahmen sorgten Claus
Cajon und die Couch Potatoes.

SPD Ostheide ehrt Mitglieder.

v.l.: Landtagsabgeordnete Andrea Schröder-
Ehlers, Ulrich Sander, Wolfram Puffahrt, Wolf-
gang Seitz, Brigitte Mertz, Franz Wilhelm Hal-
bensleben, Helmut Pleuss, Martina Habel, vorne:
Heinz Schumacher.
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Immer mehr Flüchtlinge strömen ins Land,
auch die Samtgemeinde Ostheide beher-
bergt mittlerweile 56 Asylsuchende.
Die Verwaltung der Samtgemeinde Ostheide ist
für die Unterbringung der Flüchtlinge zuständig.
Sie mietet Wohnraum an und betreut die Flücht-
linge, sind Ansprechpartner und Berater und
kümmern sich bei Schwierigkeiten. Unterstützt
werden sie dabei von vielen Ehrenamtlichen in
den Dörfern. Diese organisieren Dinge des Allta-
ges, geben Deutschunterricht, unterstützen bei
Behördengängen und vieles mehr.
Um die umfangreiche Arbeit der Verwaltung und
die überaus gute Arbeit der Ehrenamtlichen zu
koordinieren, diese zu vernetzen und Hilfestel-
lung zu leisten, wurde die Stelle eines/r Integrati-
onsbeauftragten ausgeschrieben. Zwei Bewerber
haben sich im Fachausschuss vorgestellt:

Marion Heitzler 
aus Rohstorf. Sie hat umfang-
reiche Fremdsprachenkennt-
nisse (englisch, französisch,
spanisch und lernt gerade
Farsi). Frau Heitzler hat eine
abgeschlossene Erzieherausbil-
dung und hat sich als Drama-

und Theatertherapeutin weitergebildet.

Frank-Peter Harneit
aus Neetze. Er hat ein großes
Interesse für Länder im arabi-
schen Bereich und hat diese
auch bereits mehrfach bereist.
Herr Harneit ist als technischer
Zeichner und Detailkonstruk-
teur selbstständig.

In der Ratssitzung am 9. Dezember wurden beide
zu Integrationsbeauftragten ernannt. Sie könn-
ten in ihrer Persönlichkeit nicht unterschiedlicher
sein und werden sich daher ideal ergänzen. Frau
Heitzler verfügt über viel Einfühlungsvermögen
und Gesprächsgeschick. Herr Harneit hingegen
wirkt sehr energisch und mit klaren Vorstellun-
gen, ist sehr sicher im Auftreten. Beide werden
sich sicherlich in kurzer Zeit gut in ihre neue Auf-
gabe einarbeiten.

Wir wünschen beiden einen guten Einstieg in
dieses neue Amt, viele neue persönliche Erfah-
rungen und viele kleine Erfolge zum Wohle unse-
rer Asylsuchenden.

Brigitte Mertz

Zwei Integrations-
beauftragte ernannt.
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Der 1991 befristet für ein Jahr
eingeführte Solidaritätszu-
schlag in Höhe von 7,5 % war
gedacht und begründet mit dem
Nachhol- bzw. Aufbaubedarf in
den neuen Bundesländern.
In den Jahren 1993 und 1994 war er
ausgesetzt. 1995 wurde er als „Soli-
darpakt II“ mit 5,5 % wieder ein-
geführt. Im Gesetz steht, dass die
Abgabe 2019 endet.
Von der Notwendigkeit des Aufbau-
es Ost konnte sich jeder überzeu-
gen. Es ist sicherlich eine enorme,
bisher noch nie dagewesene Soli-
daritätsleistung der Bevölkerung
eines Landes. Das Ergebnis kann uns
alle stolz machen.
Jetzt, wo absehbar ist, dass der
Grund für diese Abgabe nicht länger
besteht, dass sie ihren Zweck erfüllt
hat und deshalb nicht mehr not-
wendig ist, wird eine Diskussion
geführt, über die ich regelrecht
entsetzt bin. Deren Stichworte sind
unter anderem Weiterführung zur
Schuldentilgung oder Einbau in den
Einkommensteuertarif.
Wenn so etwas oder ähnliches
geschehen sollte, dann würde die
Solidarität der Menschen mis-
sbraucht. Klar, es gibt keine zweite

Wiedervereinigung. Aber kann es
sich eine Demokratie tatsächlich
leisten, die Solidaritätsbereitschaft
eines Volkes zu beschädigen? Solche
Vorstellungen vertiefen die
Politikverdrossenheit. Solche Über-
legungen bestätigen alle die-
jenigen, die behaupten, dass eine
Bürgerin oder ein Bürger den Poli-
tikern nicht trauen kann. Sinkende
Wahlbeteiligungen und Aufblühen
von Protestparteien führe ich zum
Teil darauf zurück.
Dabei gibt es jetzt eine echte
Chance zu beweisen, dass Politiker,
insbesondere SPD-Politiker, für eine
ehrliche Politik stehen. Diese Chan-
ce zu ergreifen bedeutet jedoch,
dass der Solidaritätszuschlag ohne
Wenn und Aber wegfällt. Keine
andere neue Verwendung, kein
Beibehalten der Abgabenlast in
anderer Form. Außerdem würde die
Senkung der Steuerlast allen Men-
schen, insbesondere uns, die keine
hohen Einkommen haben, gut tun.

Ich hoffe und
wünsche mir,
dass meine Partei
diese Chance
nicht verspielt.
Siegfried 
Kubiak

Kommentar:

Solidaritätsabgabe 
2019 beenden.

Neetze: Jugendtreff
Ein vielfältiges Programm erwartet Euch in den bekannten
Räumlichkeiten des Jugendtreffs. Wenn Ihr wissen wollt, was
dort alles angeboten wird, macht Euch auf den Weg ins Jugend-
treff Neetze, Lüneburger Landstr. 8a, 21398 Neetze  und findet es
heraus.

Öffnungszeiten:
Dienstag: 16.30 – 19.00 Uhr
Donnerstag: 16.30 – 19.00 Uhr
Samstag: nach Absprache

Aktuelle Informationen und Veranstaltungshinweise 
findet Ihr hier:

https://www.facebook.com/JugendhilfeNeetze/

Im Produkt „Brandschutz“ wer-
den im Haushalt 2015 Anpassun-
gen vorgenommen.
Auch im Jahre 2015 wollen wir unse-
re elf Ortsfeuerwehren wieder nach
Kräften unterstützen. So hat unsere
Verwaltung um Samtgemeindebür-
germeister Norbert Meyer und
Fachbereichsleiter Dennis Neumann
gemeinsam mit Gemeindebrand-
meister Horst Holtmann Vorschläge
erarbeitet, um die Aufwandsent-
schädigungen für die Funktionsträ-
ger der Feuerwehren anzupassen.
Die Aufwandsentschädigungen
wurden letztmals in den 1990iger-
Jahren angepasst.
So erhält z.B. der Gemeindebrand-
meister künftig eine monatliche
Aufwandsentschädigung von 150,–
€ (früher 114,00 €), ein Ortsbrand-
meister einer Stützpunktwehr 70,–
€ (57,– €) und ein Ortsbrandmeister
einer Ortswehr mit Grundausstat-
tung 60,– € (47,– €). Natürlich
werden auch die Aufwandsentschä-
digungen der Stellvertreter, des
Sicherheitsbeauftragten, des Atem-
schutzbeauftragten, des Ausbil-
dungswartes, der Jugend- und Kin-
derfeuerwehrwarte, des Presse-
wartes, des Schriftführers, des
Schulklassenbetreuers und der
Gerätewarte entsprechend ange-
passt. Für den Haushalt 2015 der
Samtgemeinde bedeutet dies einen
rd. 5.000 € höheren Ansatz.
Auch die Entschädigungen für die
Teilnahme an Lehrgängen wurden
angepasst. So haben sich die Lehr-
gänge und deren Umfänge in den
letzten Jahren doch stark verändert,
oder neue Ausbildungsschwerpunk-
te kamen hinzu (Fahrsicherheitstrai-
ning, Lehrgänge für die Kinderfeuer-
wehr, Notfalltraining usw.). In den
Haushalt 2015 wurden hierfür
zusätzlich 700,00 € bereitgestellt.
Auf Antrag der Samtgemeindefeu-
erwehr wurden zusätzlich 6.000 €
in den Haushalt für den Erwerb von

Führerscheinen der Klasse C (alt
Klasse 2) aufgenommen. Insgesamt
stehen jetzt 8.000 € als Zuschuss
zum Erwerb von Führerscheinen
bereit. Es ist vorgesehen, dass jähr-
lich vier Führerscheine mit einem
Zuschuss von max. 2.000 € bezu-
schusst werden. Der Samtgemein-
derat hofft, mit dieser Maßnahme
einen Beitrag dazu zu leisten, dass
gerade in den Feuerwehren mit den
großen Fahrzeugen weitere Fahrer
ausgebildet werden können und die
Einsatzfähigkeit der Ortsfeuerweh-
ren gegeben ist!
Größte Brocken im Feuerwehr-
Haushalt stellen die Anschaffung
eines neuen Einsatzleitwagens für
die FF Neetze (90.000 €), die
Umstellung des Einsatzstellenfunks
auf digitale Technik (34.500 €) und
die Ersatzbeschaffung einer neuen
Tragkraftspritze für die FF Süttorf
(12.500 €) dar.
Und auch an den Feuerwehrhäusern
soll erst gar kein Unterhaltungsstau
aufkommen. In den Feuerwehrhäu-
sern in Thomasburg und Süttorf
werden die veralteten Heizungsan-
lagen ausgetauscht ( je 4.500 €), in
Vastorf wird ein Teil der Dachrinne
erneuert (1.500 €) und in Bavendorf
muss ein Teil der Einfriedung erneu-
ert werden.
Sicherlich stellen diese Ausgaben
eine hohe Belastung für den Haus-
halt 2015 der Samtgemeinde Ost-
heide dar. Aber es ist uns auch allen
bewusst, welche teilweise schweren
Aufgaben unsere freiwilligen Feuer-
wehrmitglieder ausgesetzt sind.
Daher hoffen wir, immer wieder
einen guten Kompromiss mit unse-
rer Feuerwehrführung zu finden,

damit unsere 
Feuerwehren
auch für 
die Zukunft
gut gewappnet
sind.
Peter Lade

Samtgemeinde Ostheide:

Neuer Einsatzleitwagen 
für die Feuerwehren.



Überblick über die Projekte geben,
die die SPD Fraktion der Gemeinde
Thomasburg im Jahr 2015 umsetzen
möchte.
Noch in diesem Jahr wird der Rat der
Gemeinde Thomasburg mit dem
Landkreis Lüneburg eine Kooperati-
onsvereinbarung zum Breitband-
ausbau im Landkreis Lüneburg
abschließen. Ziel ist die flächen-
deckende Versorgung mit einer
Internetanbindung von 30Mbit/Sek.
bis 2018 im Rahmen des wirtschaft-
lich Machbaren.
Im Kindergarten Thomasburg
werden nun zur Ergänzung des
Angebotes Krippenplätze angebo-
ten. Die Vorbereitungen laufen
bereits auf Hochtouren, wir werden
dazu eine Vereinbarung mit der
Samtgemeinde abschließen, da das
Krippenwesen der Samtgemeinde
übertragen wurde. Hierdurch kann
auch der Haushalt der Gemeinde
Thomasburg entlastet werden.
Im Jahr 2015 soll dann das Bauge-
biet „Vor der Furth“ in Thomasburg
erschlossen werden. Die Homepage
der Gemeinde soll im nächsten Jahr
dann auch abgeschlossen werden.
Auch im nächsten Jahr wollen wir
einen ausgeglichenen Haushalt vor-
legen, in den letzten Jahren ist uns
das bereits gelungen. Was die Bun-
desregierung im Jahr 2015 erstmals
vorlegen möchte, ist in Thomasburg
seit Jahren normal.
Die SPD Fraktion wünscht allen
Leserinnen und Lesern ein frohes

Weihnachtsfest
und einen 
besinnlichen 
Jahreswechsel 
ins Jahr 2015.
Axel Muth
Bavendorf
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Die Gruppe SPD/Grüne stellte in
der Sitzung des Samtgemeinde-
rates folgenden Antrag: Prioritä-
tenliste für Straßenerneuerung.
Der Rat der Samtgemeinde Ost-
heide beschließt, das Gutachten
„Zustandsbericht und Sanie-
rungsvorschläge für die Ge-
meindeverbindungswege“ der
Samtgemeinde Ostheide aus
dem Jahre 1996 überarbeiten zu
lassen.
Im Jahre 1996 hat das Ingenieur-
büro Ohlenroth für die Samt-
gemeinde Ostheide ein Gutachten
erstellt, welches den jeweiligen
Zustand unserer damals elf Ge-
meindeverbindungswege fest-
gestellt und Sanierungsvorschläge
sowie die geschätzten Kosten dafür
erarbeitet hat. Nach 18 Jahren ist
dieses nicht mehr auf dem aktuel-
len Stand. Die darin als dringend
ausgewiesenen Wege wurden in
den letzten 18 Jahren bereits erneu-
ert, der Rosenthaler Weg nach der
Erneuerung an die Gemeinde Neet-
ze übergeben. Der Straßenzustand
der übrigen Wege hat sich im Laufe
der vielen Jahre verändert, auch hat
es verkehrliche Veränderungen
gegeben, die nun zu berücksichti-
gen wären. Besonders sanierungs-
bedürftig erscheinen die samt-
gemeindeeigenen Straßen Süttorf
-> Wennekath, Radenbeck -> B 216,
Horndorf -> Rohstorf und Rohstorf
-> B 216. In dem Gutachten ist auf
diese Straßen ein besonderes
Augenmerk zu richten und eine
Priorität zu erarbeiten.
Der Zustand einer Straße definiert
sich nicht nur durch sein Äußeres,
man muss auch wissen wie es in
und unter der Straße aussieht.
Außerdem ist es wichtig heraus-
zufinden, was für eine Bedeutung
die einzelnen Straßen für den
Verkehr haben. Der Baulastträger ist
in diesem Fall die Samtgemeinde.
Sie ist verantwortlich für die
Straßenverkehrssicherungspflicht,
die Erhaltung der Straßen sowie die

Durchführung des Winterdienstes.
Diese Aufgaben hat die Samt-
gemeinde immer mit großer Sorg-
falt erfüllt. Das Gutachten des Inge-
nieurbüros wird sich nicht nur auf
den Straßenkörper beziehen, denn
zu den Bestandteilen einer Straße
gehören: Fahrbahn, Bankette,
Entwässerungseinr ichtungen,
befestigte Seitenstreifen, Trenn-
streifen, Böschungen, der Lichtraum
bis 4,50 m Höhe, der Unterbau und
ev. vorhandene oder geplante Rad-
wege. Außerdem wird in dem
Gutachten die Entwicklung des KFZ-
Verkehrs des Schwerlastverkehrs
und des landwirtschaftlichen
Verkehrs, hinsichtlich der Ausstat-
tung und Beschaffenheit der neuen
Straßen eine große Rolle spielen.
Wichtiger Bestandteil eines
Straßengutachtens ist auch die
Beschaffenheit und die Zusammen-
setzung des überbauten Bodens.
Hier werden die Bodengegeben-
heiten durch eine Baugrund-
erkundung sondiert. Das kann durch
Bohrungen oder Künzel-Sonden
geschehen. Danach richten sich die
Einbaustärke und die Auswahl des
Materials der Tragschicht für die
Straße.
Nachdem die Samtgemeinde in den
letzten Jahren ihre baulichen Prio-
ritäten auf den Ausbau und den Bau
von Kinderkrippen, Schulen und
Feuerwehrgerätehäuser gelegt hat
und trotzdem immer noch die
finanzielle Kraft hatte, nebenbei die
oben genannten Gemeindeverbin-
dungswege auszubauen, wird mit
der Prioritätenliste für die restlichen
Straßen der Blick in die Zukunft
erleichtert. Um den finanziellen
Spielraum der zukünftigen Finanz-
planung mit Blick auf den Straßen-
bau nicht zu überlasten, ist es wich-
tig, dass Politik und Verwaltung der
Samtgemeinde, wie bisher, ihren
konstruktiven Weg weitergehen.
Dabei wird uns die Prioritätenliste
eine große Hilfe sein.

Karsten Reich

Samtgemeinde Ostheide:

Prioritätenliste 
für Straßenerneuerung. In den letzten Ausgaben haben

wir über verschiedene Projekte
berichtet, die wir mit unserer
Fraktion unterstützen und ver-
wirklichen wollten. Zum Jahre-
sende möchten wir daher noch
einmal aufzeigen, was wir im
Jahr 2014 umsetzen konnten.
Nachdem im Jahr 2013 ein Großteil
der Projekte in Bavendorf umge-
setzt wurde, wurde in diesem Jahr
ein Großteil der Projekte in Thomas-
burg umgesetzt.
Das Baugebiet in Bavendorf (Hinter
den Bauergärten) konnte vollends
bebaut werden, alle Grundstücke
sind nun verkauft und die letzten
Grundstücke werden nun aktuell
bebaut.
Um die Bebauung der Gemeinde
fortschreiben zu können, wurde der
Bebauungsplan für das Baugebiet in
Thomasburg (Vor der Furth) fortge-
schrieben und erweitert.
Der alte Friedhof in Thomasburg
wurde mit Fördermitteln des Land-
kreises, der Samtgemeinde Osthei-
de und der Gemeinde Thomasburg
wieder hergerichtet und verschönt.

Ein weiteres Projekt war die Herrich-
tung der Fahrbahn am Friedhof in
Thomasburg, die in der zweiten Jah-
reshälfte umgesetzt werden konn-
te. Ich möchte Ihnen nun einen

Thomasburg:

Versprochen und gehalten.
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Im Gemeinderat Barendorf tut
Aufklärung und Information
not. Da ist es leider nicht zum
Besten bestellt.
Seit Monaten gibt es keinen Bericht
des Bürgermeisters mehr. Die SPD-
Fraktion erfuhr aus der Landes-
zeitung, dass Begehungen und
Bewertungen von Grünflächen,
bepflanzten Verkehrsinseln und
Kleinbiotopen vorgenommen wur-
de, am 15. 11. 2014 in Barendorf ein
Dorfputz stattfindet und in Baren-
dorf ein Weihnachtsbaum auf-
gestellt wird, wobei die Bürger zu
Suppe und heißen Getränken ein-
geladen waren.
Im Sozialausschuss wurde verkün-
det, wann nächstes Jahr das Maifest
stattfinden wird. Ermittelt wurde,
dass der Termin bei einem Treffen
der Bürgermeister mit ortsansäs-
sigen Vereinen und Verbänden
festgelegt worden war. Die SPD-
Fraktion fragte deshalb an, warum
weder der Rat noch der Ver-
waltungsausschuss darüber in-
formiert und beteiligt wurde.
Außerdem wollte sie wissen, ob für
das Maifest bereits wieder, wie im
Vorjahr, Leistungen der Gemeinde
zugesagt wurden.
In der SPD-Anfrage hieß es: „Die
Mehrheitsfraktionen im Gemeinde-
rat hatten im letzten Wahlkampf
behauptet, der frühere Bürger-
meister habe am Rat vorbei eigen-
mächtig gehandelt und Entschei-
dungen getroffen. Sie verlangten
dessen Ablösung und versprachen,
falls sie die Zustimmung der Wähler
finden, Transparenz und Bürger-
nähe. Vor diesem Hintergrund sind
die in der Anfrage genannten Tat-
bestände umso unverständlicher
und verlangen eine Antwort.“

Die gab es in der Ratssitzung am
2. 12. 2014. Der Bürgermeister sehe
es als seine Aufgabe an, einen
Beitrag zur Stärkung der Dorf-
gemeinschaft zu leisten. Deshalb
gebe es regelmäßige Treffen mit
Vertretern der Vereine und Verbän-

de. Dort würden gemeindliche
Aktivitäten besprochen, die dem
Wohl aller Bürgerinnen und Bürger
dienen. Hierfür bedürfe es keines
Ratsbeschlusses; dies sei Inhalt der
repräsentativen Aufgaben des Bür-
germeisters. Zwei Mitglieder aus
der SPD-Fraktion würden als Vertre-
ter ihrer Einrichtungen an solchen
Treffen teilnehmen. „Falls es darü-
ber hinaus einer weitergehenden
Information im Verwaltungs-
ausschuss ermangelte, nimmt er
(Anm.: der Bürgermeister) die mit
der Anfrage verbundene Anregung
gerne auf.“ Der Verwaltungs-
ausschuss habe in der Vergangen-
heit mit Mehrheit Verpflichtungen
aus solchen Aktivitäten beschlossen
und wird das auch künftig tun.
Auf den ersten Blick eine schlüssige
Antwort. Bei genauerem Hinsehen
jedoch ein geradezu demaskieren-
der Vorgang. Die Stärkung der Dorf-
gemeinschaft ist keine alleinige
Aufgabe des oder der Bürgermei-
ster. Im dreiköpfigen Verwaltungs-
ausschuss haben die zwei Bürger-
meister (Bürgerforum und CDU)
immer die Mehrheit. Über die wahr-
genommenen repräsentativen Ver-
pflichtungen will der Bürgermeister
danach im Rat nach wie vor nicht
berichten. Geschweige denn, dass er
den Rat prüfen und entscheiden las-
sen will, was er für Aktivitäten zum
Wohl aller Bürgerinnen und Bürger
anregen oder durchführen lassen
will. Das Ergebnis der Begehung
und Bewertung der Grünflächen
wurde nicht bekannt gegeben.
Weil die SPD wegen des Weih-
nachtsbaumes nachfragte, wurde
anders als im Vorjahr in der letzten
Sitzung des Verwaltungsausschus-
ses die Annahme des Baumes als
Spende beschlossen. Es wurde in der
Ratssitzung jedoch kein Wort da-
rüber gesagt, dass beim Transport
des Baumes eine Ampel herunter
gerissen wurde. Wer kommt für
diesen Schaden auf? Soll womöglich
der Kommunale Schadensausgleich,
die Haftpflichtversicherung der Ge-

meinde, in Anspruch genommen
werden? Eine diesbezügliche Nach-
frage der SPD-Fraktion brachte
keine Klarheit.
Bei allem Verständnis dafür, dass die
ehrenamtlichen Bürgermeister gut
aussehen und beweisen wollen wie
engagiert und toll sie sind, es geht
nicht, dass der Gemeinderat behan-

delt wird, als wäre es ein hinder-
liches Übel. Die Informationsrechte
des Gemeinderates werden, so sieht
es die SPD-Fraktion, seit dem es eine
Ratsmehrheit von Bürgerforum,
CDU und Grünen gibt, sträflich ver-
nachlässigt.

Siegfried Kubiak

Die Scheiben des Wartehäu-
schens an der Bundesstraße 216
in Barendorf waren von einem
Sprüher mit „187“ verunstaltet
worden.
Jetzt haben zwei Ratsmitglieder,
Bernd Hein und Fritz Decker, beide
Mitglieder der SPD-Fraktion im
Gemeinderat Barendorf, die Initiati-
ve ergriffen. In mühevoller Handar-
beit haben sie die Schmierereien
entfernt.
Was diese „187“ bedeuten soll, ist
nicht klar. Glaubt man „Wikipedia“
steht diese Zahl für Mord und wird
dafür von Banden in den USA als
Synonym benutzt. Ursache könnte

sein, dass im § 187 des Strafgesetz-
buches in Kalifornien die Definition
für Mord niedergelegt ist.
Andere meinen, dass „187“ als Pro-
testsymbol von den Abtreibungs-
gegnern in den USA benutzt wurde
und von da aus seinen Zug um die
Welt antrat. Wieder andere bringen
es in Verbindung mit einem US-
Thriller aus dem Jahr 1997 „Eine töd-
liche Zahl“. Was den oder die
Schmierer in Barendorf dazu veran-
lasste, damit das Buswartehäu-
schen zu verunstalten ist nicht
bekannt. Die oder der Täter konnte
bisher jedenfalls nicht ermittelt
werden. Siegfried Kubiak

SPD-Barendorf verlangt Aufklärung.

Barendorf:

Bürger entfernen 
Vandalismus-Spuren.
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Gemeindebücherei 
in der Aula der Grundschule

Neetze 

geöffnet: Montags 
von 16.30 bis 18 Uhr 

Bücherei Neetze hilft beim Stromsparen.
Energiesparpaket kann entlie-
hen werden.
Die Klimaschutzleitstelle des Land-
kreises Lüneburg hat alle öffentli-
chen Büchereien eingeladen, sich an
der Aktion zu beteiligen. „In vielen
Haushalten lässt sich durch einfa-
che Maßnahmen Strom sparen, zum
Teil in Höhe eines dreistelligen Euro-
Betrags pro Jahr“, erklärt Tobias
Winkelmann von der Klimaschutz-
leitstelle des Landkreises Lüneburg.
Er übergab das Energiesparpaket
der Bücherei Neetze an Samt-
gemeindebürgermeister Norbert
Meyer und Büchereileiterin Brigitte
Mertz. „Mit dem Energiesparpaket
helfen Bibliotheken den Nutzerin-
nen und Nutzern den aktuellen
Stromverbrauch und Einsparmög-
lichkeiten zu ermitteln.“
Elektrogeräte wie Computer, Radios
oder DVD-Spieler haben eines
gemeinsam. Sie verbrauchen auch
dann Energie, wenn sie ihre eigent-
liche Funktion nicht erfüllen: im
Leerlauf, dem sogenannten Stand-
by-Modus. Diese unnötige Energie-
vergeudung verursacht in deut-
schen Privathaushalten und Büros
jährlich Kosten von mindestens fünf
bis sechs Milliarden Euro. Vor allem
ältere Geräte wie Kühlschränke,
Waschmaschinen und Trockner ver-

Neetze:

Jung für 
Alt und Alt

für Jung.
Auf Initiative der Alternativen
Pflege in Neetze haben Jugend-
liche mit den Gästen der
Tagespflege zusammen „Weih-
nachtsmarmelade“ gekocht. Sie
hatten zusammen viel Spaß und es
war schon eine Herausforderung für
die Jugendlichen, auf die „Alten“
zuzugehen und sich auf deren Inter-
essen und Wünsche einzulassen –
Jung für Alt.
Die leckere Marmelade wurde dann
am Stand der Alternativen Pflege
auf dem Neetzer Weihnachtsmarkt
verkauft. Der Erlös von 250 Euro
kommt nun den Neetzer Jugendli-
chen für die Erweiterung der Skater-
anlage zugute – Alt für Jung.
Einen großen Dank an alle, die mit-
gemacht haben und besonders an
Cordula Alemeier, die diese schöne
Aktion initiiert und gefördert hat.

Brigitte Mertz

brauchen meist unverhältnismäßig
viel Strom.
„Ich freue mich, dass sich die Büche-
rei Neetze an dieser Aktion beteiligt
und nun ein Strommessgerät und
Fachliteratur ausleiht. Sie leistet
damit einen Beitrag zur Energie-
wende“, freut sich Norbert Meyer.
Das Energiesparpaket können inter-
essierte Büchereinutzerinnen und
–nutzer ausleihen und damit die
häuslichen „Stromfresser“ entlar-
ven.
Das Paket enthält neben einem
guten Strom-Messgerät und einem
Verlängerungskabel mit Ein-/Aus-
schalter eine ausführliche Bedie-
nungsanleitung und wichtige Infor-
mationen zum Energiesparen. Ein
kleines Messgerät zeigt – zwischen
Steckdose und dem zu untersuchen-
dem Gerät gesteckt – den Stromver-
brauch eines Elektrogerätes an. So
sieht man, ob die Waschmaschine
oder eine Steckerleiste zum Beispiel
auch im ausgeschalteten Zustand
Strom zieht. Mit dem Messgerät las-
sen sich auch die jährlichen
Betriebskosten beispielsweise des
Kühlschranks ermitteln, was eine
gute Entscheidungshilfe für eine
eventuelle Neuanschaffung bietet.
Ab sofort kann das Energiespar-

paket kostenlos in der Bücherei
Neetze ausgeliehen werden. „Über-
prüfen sie Ihre Geräte und sparen
Sie Strom. Kommen Sie vorbei und
leihen Sie unser Energiesparpaket
aus. Wir freuen uns auf Ihren
Besuch!“, lädt Brigitte Mertz ein.

Brigitte Mertz
Leiterin der Bücherei Neetze
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v.l.: Tobias Winkelmann (Klimaschutzleitstelle), Büchereileiterin Brigitte
Mertz, Samtgemeindebürgermeister Norbert Meyer.
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Ehrenmale und Spielplätze vom
Laub und Unrat befreit.
Am 15. 11. 2014 um 9 Uhr traf sich die
Gemeinde Vastorf zur dritten
großen Entlaubungsaktion, dem
Herbstputz. Auch in diesem Jahr traf
man sich wie schon im Jahr davor
am Feuerwehrhaus in Vastorf. Es
kamen etliche Bürger der Gemeinde
Vastorf sowie Mitglieder der Feuer-
wehr um den Laubmassen um die
Ehrenmale herum Herr zu werden.
Der Spielplatz  in Volkstorf stand
dieses Mal ganz oben auf dem
Zettel. Dies wurde schon im Früh-
jahr  festgelegt da wir es im
Frühjahr leider nicht mehr geschafft
hatten uns um den Spielplatz zu
kümmern.
Alle Anwesenden wurden vom SPD
Fraktionsvorsitzenden Matthias
Sander begrüßt. Bei der Be-
grüßungsrede wurde auch auf die
an diesem Tag stattfindende
Typisierungsaktion in Barendorf
hingewiesen, die von 10 Uhr bis 16
Uhr geplant war. Nach der
Begrüßung ging man auch gleich
dazu über die Herbstputzhelfer ein-
zuteilen.
Eine große Gruppe wurde Richtung
Rohstorf geschickt. Denn der
Bereich um das Ehrenmal und dem
angrenzenden Spielplatz liegt
inmitten großer Eichen.

Die Feuerwehr war trotz der Unter-
stützung der DKMS-Registrierung in
Barendorf wieder hilfreich im Ein-
satz und entfernte das Laub rund
um das Ehrenmal und am angren-
zenden Gerätehaus.
Am Volkstorfer Spielplatz wurde der
jüngst angelegte Bolzplatz gemäht
und Winterfest gemacht, sowie
Laub und Buschwerk entfernt. Auch
kann sich die Gemeinde im Frühjahr
über Blumen freuen, da zusätzlich
noch ca. 1000 Blumenzwiebeln ein-
gepflanzt wurden.
Dieses Jahr kam die Lagemeldung
aus Gifkendorf leider nicht, wie
gewohnt, vor Ort, da wurde aber
selbstverständlich fleißig geharkt

und verschönert. Beim späteren Ein-
kauf wurde der Bericht nachge-
reicht.
Zum Abschluss des Tages trafen sich
alle fleißigen Helfer im Feuerwehr-
haus zum verdienten Imbiss. Es
wurde noch eifrig für die DKMS-
Aktion geworben, worauf sich eini-
ge umgehend auf den Weg zur
Grundschule Barendorf begaben,
um sich registrieren zu lassen. Somit
passte der Herbstputz hervorragend
zu diesem Tag, weil dadurch erst
einige von dieser Registrierung
erfahren haben und somit auch teil-
genommen haben.
Die Gemeinde bedankt sich bei
allen Helfern für den fleißigen Ein-

satz und freut sich  schon auf den
nächsten Frühjahrsputz.
Fazit des Herbstputzes:
„Nicht meckern – mitmachen“

Zu erwähnen sind an dieser
Stelle noch Erneuerungen

rund um Vastorf.
Auf dem Spielplatz am Dorfgemein-
schaftshaus wurde eine neue
Schaukel aufgestellt, da die alte aus
Sicherheitsgründen abmontiert
wurde. Dieses wurde von den Rats-
mitgliedern des Gemeinderates
Vastorf ausgeführt, die von unse-
rem Gemeindearbeiter unterstützt
wurden.
Desweiteren wurde auf Antrag der
SPD die Zuwegung zum Bahnhof
erneuert. Dieses soll unseren älte-
ren Mitbürgern und Müttern mit
Kinderwagen den Weg zu dem
Bahnsteig erheblich erleichtern. Wo
vorher eine lockere aufgeschüttete
Kiesfüllung als Weg diente, wurde
diese jetzt durch einen Pflasterweg
ersetzt. Durch geschicktes Verhan-
deln von Gemeindedirektor Neu-

mann wurde die
Deutsche Bahn
von einer 50%
Kostenübernah-
me überzeugt.

Matthias 
Sander

Reinigung des Kirchenvorplatzes in Vastorf.Hängerweise Laub in Rohstorf.

Herbstputz der Gemeinde Vastorf 

Aufstellen der neuen Schaukel in Vastorf.Spielplatz in Volkstorf.
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Erstausbau einer Sackgasse
nach Jahrzehnten beschlossen.
Einen folgenschweren Beschluss
zum Ausbau des knapp 200 m lan-
gen „Wurmfortsatzes“ der Straße
Am Steinbruch fasste die CDU
Mehrheit im Rat der Gemeinde trotz
starker Bedenken der SPD-Fraktion
und gegen deren Stimmen.
Ein Jahr zuvor hatte Meinhard Per-
schel, der zwischenzeitlich zurück-
getretene Vorsitzende der CDU-
Fraktion, mit seinem diesbezüg-
lichen Antrag überrascht. Da es aber
insgesamt vier nicht ausgebaute
Straßen in Wendisch Evern gibt,
hatte SPD-Fraktionsvorsitzender
Rainer Leppel bereits zu diesem
Zeitpunkt ein Gesamtkonzept für
die Straßen Am Steinbruch, Am
Raden, Kükenbrook und Sommers-
berg gefordert. Dieses Konzept blieb
die CDU-Mehrheitsfraktion jedoch
schuldig.
Bereits 2013 wurde seitens der SPD-
Fraktion die Notwendigkeit des Aus-
baus von kleinen dörflich geprägten
Anlieger-Sackgassen infrage ge-
stellt. Eine unnötige Versiegelung
von Oberflächen in einer Zeit, wo
andere Gemeinden über den Rück-
bau von wenig genutzten Straßen
nachdenken, sei weder ökologisch
noch wirtschaftlich vertretbar, so
Ratsherr Martin Peters. Auch sei ein
nachträglicher Erstausbau dieser
Straßen ohne vorherige Information
der Anlieger und ohne deren mehr-
heitliches Einverständnis nicht ver-
tretbar. Seit über 100 Jahren gäbe es
an dieser Straße Wohnhäuser. Die
Bürgerinnen und Bürger, die im
Laufe der letzten Jahre dort Häuser
errichtet oder gekauft haben,
schätzten die Idylle und den abge-
schiedenen, natürlichen Charakter
dieser Sackgasse, erklärte eine
betroffene Anliegerin. Für sie und
ihre wenigen Nachbarn wird dieser
erstmalige Ausbau richtig teuer. Er
ist nach Baugesetzbuch abzurech-
nen. Dabei werden 90% der Herstel-
lungskosten auf die Grundstücks-
eigentümer umgelegt, 10% verblei-

ben bei der Gemeinde. Anders war
es beim Ausbau des bereits vorher
voll erschlossenen Bereichs der
Straße Am Steinbruch. Dort wurden
genau wie in der Dorfstraße die Her-
stellungskosten gemäß örtlichem
Straßenausbaubeitragsrecht auf die
Anlieger umgelegt, hinzu kam noch
eine erhebliche Förderung aus dem
Dorferneuerungsprogramm. Wenn
man dann noch berücksichtigt, dass
es nun im von der CDU beschlossen
Ausbaubereich lediglich eine einsei-
tige Bebauung gibt, ergibt sich für
die betroffenen sechs Anlieger im
Vergleich zum ersten Bauabschnitt
ein um ein Mehrfaches höherer
Betrag. Wer will leugnen, dass dies
von den Betroffenen als extrem
ungerecht empfunden wird?
Die CDU-Ratsherren Leder und Hau-
schildt begründeten ihr weiteres
Festhalten am Antrag ihres Ex-Frak-
tionschefs vor allem mit zwei Argu-
menten:
1. Das in der unbefestigten Straße

liegende Kanalrohr sei seit
langem defekt, womit die
Oberflächenentwässerung des
südöstlichen Dorfbereichs nicht
gesichert sei. Durch dieses Rohr
käme kein Oberflächenwasser
mehr im neben der Straße
liegenden Teich an. Bei einem
Austausch der Rohre könne die
Straße nicht wieder in ihren
alten Zustand mit wasser-
gebundener Befestigung
gebracht werden. Deshalb sei
eine erstmalige Herstellung der
Straße unumgänglich.

Anlieger, die nach der Ratssitzung
zu Wort kamen, widersprachen
dem. Es sei lediglich während des
Ausbaus der Dorfstraße kein Wasser
mehr im Teich angekommen, inzwi-
schen sei dies jedoch längst wieder
der Fall. Auch sei es selbst nach star-
ken Regenfällen nie zu Über-
schwemmungssituationen gekom-
men. Darüber hinaus sei von den
Anliegern nicht einzusehen, wegen
eines defekten Kanalrohrs für den
kompletten Ausbau der Straße zah-
len zu müssen.
2. Die beabsichtigte Erschließung

des unmittelbar benachbarten
B-Planbereichs Altdorf sei nur
möglich, wenn vorher der
restliche Teil des Steinbruchs
befestigt wird.

Dem widersprach der neu gewählte
Gemeindedirektor Volker Behr indi-
rekt in seinem Bericht: Nach neun
Jahren vergeblicher Umsetzung des
Bebauungsplans Altdorf, die immer
wieder am mangelnden Verkaufs-
willen der Grundeigentümer schei-
terte, sei es an der Zeit, sich über
einen neuen Bebauungsplan
Gedanken zu machen. Denn Bau-
grundstücke würden in Wendisch
Evern stark nachgefragt.
Schließlich mahnten Sprecher der
CDU-Fraktion den seit Jahren kon-
struktiven Zusammenhalt beider
Fraktionen nun auch in der Frage
des Erstausbaus des restlichen
Steinbruchs an. Aber eine Politik
gegen die Bürger mache die SPD-
Fraktion nicht mit, so Ratsherr Joa-

chim Sellschopp. In derart wesent-
lichen Fragen müssten die Betroffe-
nen rechtzeitig informiert und in
den Entscheidungsprozess einge-
bunden werden. Dies wurde ver-
säumt. Daneben bemängelten meh-
rere Mitglieder die SPD-Fraktion die
fehlende Notwendigkeit einer
Straßenherstellung sowie die exor-
bitanten Kosten, welche auf die
Betroffenen zukommen. Insofern
wurde hier eine rote Linie über-
schritten, was das Mitgehen in die-
ser Frage unmöglich machte.
Was die weiteren unbefestigten
Straßen – wie gesagt allesamt reine
Anlieger-Sackgassen – angeht, so
werden wir auch hier die sachliche
Notwendigkeit genauso kritisch im
Auge haben wie die rechtzeitige
Information und Einbindung der
Betroffenen.
Darüber hinaus plädieren wir für
eine neue Regelung der Straßenaus-
baubeiträge, die fällig werden,
wenn Straßen komplett erneuert
werden. Hier werden nach aktuel-
lem örtlichem Recht häufig sehr
hohe Beträge fällig, die z.B. Rentner
überfordern. Zukünftig wollen wir
hier eine ausgewogene, sozial ge-

rechte Regelung,
welche die finan-
ziellen Möglich-
keiten der Betrof-
fenen nicht über-
beansprucht.
Martin Peters

Wendisch Evern:

CDU macht Politik gegen die Bürger.
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